Protokollauszug
Bundespressekonferenz, 12.1.2009, 11.30 Uhr

FRAGE: Ich habe eine Frage an das Familienministerium. Meine Frage betrifft den einzurichtenden runden Tisch zur Aufarbeitung des Unrechts in der Heimkinderziehung der frühen Bundesrepublik. Dazu ist im Dezember durch einstimmigen Bundestagsbeschluss ein sehr langes, ungewöhnliches Petitionsverfahren abgeschlossen worden, das mit der Empfehlung endet, diesen runden Tisch einzurichten. Es sind dabei sehr konkrete Vorschläge des Petitionsausschusses dargestellt worden.

Das Ministerium von Frau von der Leyen weicht nun von diesen Vorstellungen ab. Ich wüsste gerne in zwei Punkten, warum. Die Trägerschaft und Organisation wird von den dafür vorgesehenen Organisationen auf eine andere übertragen, die bisher noch wenig an diesem Verfahren beteiligt war. Zum einen interessiert mich die Begründung dafür. Zum anderen habe ich natürlich die Frage: Wird das nicht mit Zeitverzögerungen verbunden sein, wenn die eingearbeiteten und bisher beteiligten Verbände nun abgehängt werden? Zweitens habe ich die Frage, wie das Ministerium auf die Kritik des Vereins ehemaliger Heimkinder in diesem Zusammenhang reagiert. Drittens möchte ich wissen, ob, wie gesagt wird ​ ich weiß es nicht wirklich ​, die Forderung nach möglicher Wiedergutmachung oder anderer Formen der Genugtuung, die in der Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses ergebnisoffen vorgesehen ist, vom Ministerium in diesem Verfahren von vornherein ausgeschlossen wird.

KINERT: Sie haben vollkommen Recht: Der Bundestag hat Anfang Dezember ​ es war genau am 4. ​ die Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses zur Aufarbeitung der Heimerziehung verabschiedet. Darin werden die Bundesregierung und die betroffenen Landesparlamente aufgefordert, einen runden Tisch einzurichten; das ist vollkommen richtig. Wir sind nach dem Beschluss unverzüglich tätig geworden und haben dem damaligen Vorsitzenden der Jugend- und Familienministerkonferenz ​ das war Herr Zöllner zu dieser Zeit ​ den Vorschlag gemacht, ganz rasch einen runden Tisch einzurichten. In diesem Schreiben hat die Ministerin ausdrücklich betont, dass es wünschenswert wäre, wenn dieser runde Tisch noch im Januar 2009 tagen würde. Das ist erst einmal Fakt. Das kann auch noch passieren, auch wenn der runde Tisch bisher noch nicht zusammengefunden hat. Entscheidend ist, dass wir noch auf Antworten aus den Ländern warten. Verschiedene Länder haben sich zu den Vorschlägen noch nicht zurückgemeldet. So lange kann der runde Tisch noch gar nicht tagen.

Der runde Tisch ist ein erstes Dialogforum, um eben zu schauen, wie die weiteren Schritte aussehen. Es ist nicht so, dass das Familienministerium von vornherein ausschließt, dass dort bestimmte Ergebnisse zustande kommen können. Es ist aber auch so, dass weder in der Empfehlung des Petitionsausschusses noch im Beschluss des Bundestages die Einrichtung eines Entschädigungsfonds explizit genannt wird. Insofern kann ich Ihnen an dieser Stelle nur sagen: Wir sind optimistisch, dass wir im Januar die erste Sitzung des runden Tisches erleben werden. Es ist der Wunsch des Petitions- wie des Fachausschusses wie auch des Familienministeriums, dass der Deutsche Verein die Organisation des runden Tisches übernimmt. Wir erwarten die Rückmeldung der Länder; das habe ich gerade schon gesagt. Insofern ist das aus unserer Sicht ein laufendes Verfahren, das ich hier nicht weiter einordnen oder kommentieren werde, so lange die Entscheidungen der Länder, die ausstehen, noch nicht vorliegen.

ZUSATZFRAGE: Sie haben jetzt nicht die konkrete Frage beantwortet, warum die Organisation und Geschäftsführung, wie man sagen könnte ​ formell korrekt wäre "Organisation und Koordination des runden Tisches" ​, nicht bei AFET und dem Deutschen Institut für Jugend und Familie liegen soll, sondern bei einem Verband, der bisher im Verfahren eigentlich noch keine Rolle gespielt hat und den das Ministerium jetzt dafür zuständig erklärt hat. Warum? Das sind eingearbeitete Verbände, die beteiligt waren. Der neue überrascht alle, die bisher irgendetwas mit diesem Verfahren zu tun haben.

KINERT: Ich habe die Frage sehr wohl beantwortet. Ich habe gesagt, dass es der Wunsch aller Beteiligten ist, dass der Deutsche Verein dort die Organisation übernimmt. Das ist aber insgesamt ein laufendes Verfahren, und einzelne Schritte daraus kommentieren wir nicht.

ZUSATZFRAGE: Es tut mir leid; der Petitionsausschuss hat klar formuliert, dass AFET und das Deutsche Institut für Jugend und Familie diese Organisationsrolle übernehmen wollen. Wenn das Ministerium sagt "Nicht diese beiden", dann muss es ja Gründe geben. Wenn es sagt "Das andere Institut soll das übernehmen", dann muss es ja eine Überlegung geben, die dahinter steht. Das hat mit dem laufenden Verfahren gegenüber den Ländern gar nichts zu tun.

KINERT: Insgesamt ist dieser ganze Prozess ​ Einrichtung des runden Tisches, erste Tagung und die weiteren Schritte in Bezug auf die Aufarbeitung der Situation der Heimkinder ​ aus unserer Sicht ein laufendes Verfahren, und deswegen kommentieren wir einzelne Schritte nicht.

ZUSATZFRAGE: Also gut, Sie vollziehen öffentlich eine Veränderung, die Sie aber nicht erklären. Dann darf ich noch einmal meine konkrete Frage zum Entschädigungspunkt wiederholen: Punkt 7 der Petitionsempfehlung sieht durchaus vor, dass mögliche Forderungen der Heimkinder an diesem runden Tisch ergebnisoffen diskutiert werden. Das muss nicht unbedingt ein Entschädigungsfonds sein, aber es kann durchaus eine andere Form der Wiedergutmachung ​ Rentenanerkennung oder sonst etwas ​ sein. Verstehen die Heimkinder den Brief der Ministerin richtig, wenn sie Entschädigungsforderungen jetzt ganz ausgeschlossen sehen, oder sagt das Ministerium "Andere Formen als ein Entschädigungsfonds sind durchaus in diesem Verfahren noch zu diskutieren und möglich"?

KINERT: Der runde Tisch ist ein erstes Forum, bei dem darüber gesprochen wird, was die nächsten Schritte sein werden. Es geht nicht darum, von vornherein bestimmte Dinge auszuschließen. Allerdings ist das der Begriff "Entschädigungsfonds, welcher eingerichtet werden soll" so in dem Beschluss des Petitionsausschusses nicht enthalten. Insofern kann ich nur noch einmal wiederholen: Der runde Tisch wird sich mit den weiteren Schritten befassen und weitere Entscheidungen treffen, aber ich kann hier nicht ausschließen, dass bestimmte Dinge entschieden und bestimmte Dinge nicht entschieden werden, sondern der runde Tisch ist ein erster Schritt.

FRAGE: Das wären auch meine Fragen gewesen. Ich möchte sie durch zwei ergänzen: Ist das Ministerium im Gespräch mit Frau Vollmer, der Vorsitzenden des runden Tisches? Zur zweiten Frage: Der Vorsitzende des Vereins der Heimkinder sagt, sofern die Betroffenen tatsächlich nur mit zwei Vertretern beteiligt werden sollten, werde man sich überlegen, ob man an diesem Verfahren überhaupt teilnehmen werde. Ist Ihnen das bekannt?

KINERT: Wir sind im Gespräch mit Frau Vollmer, die den Vorsitz oder die Moderation des runden Tisches übernehmen soll; das ist richtig. Über die Zusammensetzung des runden Tisches ist ebenfalls noch nicht entschieden worden. Auch wenn Sie das jetzt nicht hören mögen: Auch das ist aus unserer Sicht ein laufendes Verfahren, und insofern hat es gar keinen Sinn, über "Was passiert, wenn?" zu spekulieren.

ZUSATZFRAGE: Ist Frau Vollmer denn damit einverstanden, dass der Deutsche Verein die Organisation übernimmt?

KINERT: Wir stehen mit Frau Vollmer im Gespräch. Ein Gespräch findet sogar heute Vormittag statt, wenn ich das richtig im Kopf habe. Wie Frau Vollmer dazu steht, kann ich an dieser Stelle nicht sagen. Ich spreche für das Ministerium; ich kann nicht für Frau Vollmer sprechen.

FRAGE: Herr Kinert, es gibt ein Schreiben von Frau von der Leyen, in dem sie ausdrücklich sagt, ein solcher Fonds werde nicht angestrebt. Sie sagen nun, es gebe keine Maßnahme, die von vornherein ausgeschlossen ist. Wie verträgt es sich denn, dass ein Fonds nicht angestrebt wird und Sie sagen, es sei nichts ausgeschlossen?

KINERT: Es gibt ja Möglichkeiten, möglicherweise außerhalb eines Fonds zu einer Einigung zu kommen, die alle Beteiligten zufriedenstellt. Aber den Auftrag für einen Entschädigungsfonds, welcher eingerichtet werden soll, werden Sie in der Beschlussempfehlung nicht finden. Der runde Tisch hat den Zweck, tatsächlich die nächsten Schritte festzulegen. Es geht jetzt erst einmal darum, dass der runde Tisch zum ersten Mal tagt, damit es keine weiteren Verzögerungen gibt.

ZUSATZFRAGE: Wenn ich noch einmal nachhaken darf: Was spricht denn, auch wenn das nicht im Bericht des Petitionsausschusses steht, gegen einen solchen Fonds? Wenn, wie Sie sagen, nichts ausgeschlossen ist, warum schließt die Ministerin denn dann einen Fonds aus?

KINERT: Ich kann mich da nur noch einmal wiederholen. Ich werde hier nicht Dinge vorwegnehmen, bevor nicht der runde Tisch zum ersten Mal getagt hat und bevor nicht die Experten, die dort am runden Tisch sitzen werden, die weiteren Schritte besprochen haben. Insofern können wir uns hier über inhaltliche Dinge heute nicht verständigen.

FRAGE: Die Frage nach der Anerkennung von Rentenzeiten war nicht beantwortet worden. Schließt die Ministerin auch das aus, oder ist das aus ihrer Sicht ein Punkt, über den man reden kann? Der wird auch in dem Beschluss des Petitionsausschusses erwähnt.

Zweite Frage, die ich habe: Was wissen Sie über die Reaktion der Kirchen, die Bereitschaft der Kirchen, daran teilzunehmen, vor allen Dingen der Katholischen Kirche?

KINERT: Zunächst zur zweiten Frage: Ich bin nicht darüber unterrichtet, wie sich die Kirchen zu dieser Situation verhalten, und könnte für die Kirchen auch nicht sprechen.

Was Ihre erste Frage angeht: Ich kann an dieser Stelle keine inhaltlichen Angaben machen, wie das Ergebnis der Gespräche des runden Tisches aussehen wird. Es ist nämlich der Sinn des runden Tisches, sich zusammenzusetzen und die weiteren Schritte und mögliche Punkte, die sich aus diesen Gesprächen ergeben, weiter zu diskutieren. Aber es ergibt keinen Sinn und wird auch nicht passieren, dass ich hier inhaltliche Vorgaben vorgebe oder ausschließe.

ZUSATZFRAGE: Gibt es Bemühungen der Ministerin, die Kirchen ​ insbesondere die Katholische Kirche ​ zur Teilnahme zu bewegen?

KINERT: Wir sind mit allen relevanten Gruppen im Gespräch, die zur Aufarbeitung der Vorkommnisse rund um die Heimkinder beitragen können und die einen sinnvollen Beitrag zu diesem runden Tisch leisten können. Aber, wie gesagt, über die genaue Zusammensetzung ist noch nicht entschieden.

FRAGE: Wenn die Frage der Entschädigung ​ abgesehen davon, dass es kein Fonds sein soll ​ also ergebnisoffen ist, können Sie respektive kann die Ministerin nachvollziehen, dass die betroffenen Heimkinder, die jahrelang nicht über das erlittene Unrecht reden konnten, das von dieser Gesellschaft nicht anerkannt wurde und das eigentlich erst seit dem 4. September 2008 durch die Übernahme des Bundestagesbeschlusses einmal ausgesprochen worden ist, es als wirklich eklatanten Mangel an Fingerspitzengefühl empfinden, wenn die erste Einlassung des Familienministeriums zu diesem Thema ausdrücklich einen Entschädigungsfonds ausschließt?

KINERT: Selbstverständlich ist der Ministerin die Situation der Heimkinder bekannt, und Sie sehen auch an ihrer schnellen Reaktion, dass wir sehr gewillt sind, den runden Tisch einzusetzen. Natürlich ist der Ministerin klar, dass das ein sehr sensibles Thema ist. Aber jetzt über einzelne Punkte des runden Tisches und Ergebnisse desselben zu diskutieren, ergibt keinen Sinn, weil die Gespräche eben noch nicht stattgefunden haben.

ZUSATZFRAGE: Die Überweisung hat sich damals nicht nur an das Innenministerium gerichtet, sondern auch an das Arbeitsministerium und, wann immer das Justizministerium angesprochen ist, auch an das Justizministerium. An beide habe ich also die Frage, ob sie in irgendeiner Form mit dem Verfahren betraut, darüber informiert und damit bekannt gemacht worden sind.

SCHMIERER: Ich kann für uns nur sagen: Ich kann Ihnen diese Frage, ob das Justizministerium damit betraut ist, im Moment nicht beantworten. Mir ist das nicht bekannt.

SCHWARZ: Ich schließe mich dem an.

FRAGE: Wenn das inhaltlich so schwierig ist, dann stelle ich noch einmal die formale Frage. Es ist tatsächlich so, dass das an alle drei Ministerien überwiesen worden ist. Warum fühlt sich das Familienministerium an diese Empfehlung, die tatsächlich auf ein sehr langes Verfahren zurückgeht, nicht gebunden?

Ich habe noch eine konkrete Nachfrage. Sie sagten, alle Beteiligten wollten den Deutschen Verein. In dem Beschluss, an dem alle beteiligt waren, steht etwas anderes.

KINERT: Ich kann mich ​ sicherlich zu Ihrem Ärger ​ an dieser Stelle nur wiederholen: Über die Gründe dafür, dass die Entscheidungen so gefallen sind, wie sie sind, und dass der deutsche Verein auf Wunsch der von mir genannten Stellen die Organisation des rundes Tisches übernehmen soll, werde ich an dieser Stelle, weil es eben ein laufendes Verfahren ist, keine Auskunft geben. Wir sind sehr zuversichtlich, dass es im Januar eine erste Sitzung des runden Tisches geben wird. Dann wird man sehen, wie die nächsten Schritte sind, und dann kann man sicherlich auch inhaltlich sprechen

